
Lesefassung (Stand: 6. November 2020)1 
 

Verordnung zur Beschränkung von sozialen Kontakten und  
des Betriebes von Einrichtungen und von Angeboten  

aufgrund der Corona-Pandemie  
(Corona-Kontakt- und Betriebsbeschränkungsverordnung) 

Vom 7. Mai 2020 
 
   Aufgrund des 
 
1. § 32 Satz 1 des Infektionsschutzgesetzes vom 20. Juli 2000 (BGBl. I S. 1045), zuletzt 

geändert durch Gesetz vom 27. März 2020 (BGBl. I S. 587), 
 
2. § 8 Abs. 1 Nr. 1 des Hessischen Ladenöffnungsgesetzes vom 23. November 2006 

(GVBl. I S. 606), zuletzt geändert durch Gesetz vom 13. Dezember 2019 (GVBl. 
S. 434), 

 
3. § 89 Abs. 1 Satz 1 des Hessischen Gesetzes über die öffentliche Sicherheit und Ord-

nung vom 14. Januar 2005 (GVBl. I S. 14), zuletzt geändert durch Gesetz vom 23. Au-
gust 2018 (GVBl. S. 374), 

 
verordnet die Landesregierung: 
 

§ 1 
 

Zusammenkünfte und Veranstaltungen 
 
   (1) Aufenthalte im öffentlichen Raum sind nur alleine oder mit den Angehörigen des 
eigenen oder eines weiteren Hausstandes bis zu einer Gruppengröße von höchstens 
zehn Personen gestattet. Bei Begegnungen mit anderen Personen ist ein Mindestab-
stand von 1,5 Metern einzuhalten. Öffentliche Verhaltensweisen, die geeignet sind, das 
Abstandsgebot des Satz 2 zu gefährden, wie etwa Tanzveranstaltungen sind unabhängig 
von der Personenzahl untersagt. Der Konsum von Alkohol im öffentlichen Raum ist in der 
Zeit von 23 bis 6 Uhr untersagt. 
 
   (2) Das Verbot des Abs. 1 Satz 1 gilt nicht für 
 
1. Zusammenkünfte von Personen, die aus geschäftlichen, beruflichen, dienstlichen, 

schulischen oder betreuungsrelevanten Gründen unmittelbar zusammenarbeiten müs-
sen, sowie Sitzungen und Gerichtsverhandlungen, 

 
2. den Betrieb an Hochschulen, Berufs- und Musikakademien und außeruniversitären 

Forschungseinrichtungen, sofern diesem ein umfassendes Abstands- und Hygiene-
konzept zugrunde liegt; online-Lehre soll vorrangig umgesetzt werden, 

 
3. die Abnahme von Prüfungen, insbesondere Staatsprüfungen und Laufbahnprüfungen, 
 
4. die Begleitung und Betreuung minderjähriger oder unterstützungsbedürftiger Perso-

nen, 
 

                                                
1 In der Fassung der mit Wirkung vom 6. November 2020 in Kraft tretenden Änderungen durch Art. 1 der 

Sechsten Verordnung zur Änderung der Corona-Kontakt- und Betriebsbeschränkungsverordnung vom 
6. November 2020 (GVBl. S. 746) 
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5. im Rahmen der gegenseitigen Übernahme der Kinderbetreuung durch höchstens drei 
Familien (familiäre Betreuungsgemeinschaft), wenn die sozialen Kontakte im Übrigen 
nach Möglichkeit reduziert werden. 

 
   (2a) Zusammenkünfte von Glaubensgemeinschaften zur gemeinschaftlichen Religions-
ausübung sowie Trauerfeierlichkeiten und Bestattungen sind zulässig, wenn  
 
a) der nach Abs. 1 gebotene Mindestabstand von 1,5 Metern eingehalten werden kann, 

sofern keine geeigneten Trennvorrichtungen vorhanden sind,  
 
b) keine Gegenstände zwischen Personen, die nicht einem gemeinsamen Hausstand an-

gehören, entgegengenommen und anschließend weitergereicht werden, 
 
c) Name, Anschrift und Telefonnummer der Teilnehmerinnen und Teilnehmer ausschließ-

lich zur Ermöglichung der Nachverfolgung von Infektionen von der Veranstalterin oder 
dem Veranstalter erfasst werden; diese haben die Daten für die Dauer eines Monats 
ab Beginn der Zusammenkunft, Trauerfeierlichkeit oder Bestattung geschützt vor Ein-
sichtnahme durch Dritte für die zuständigen Behörden vorzuhalten und bei bestätigter 
Infektion mindestens einer Teilnehmerin oder eines Teilnehmers diesen zu übermitteln 
sowie unverzüglich nach Ablauf der Frist sicher und datenschutzkonform zu löschen 
oder zu vernichten; die Bestimmungen der Art. 13, 15, 18 und 20 der Verordnung (EU) 
2016/679 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum 
Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum 
freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grund-
verordnung) vom 27. April 2016 (ABl. EU Nr. L 119 S. 1, Nr. L 314 S. 72, 2018 Nr. L 
127 S. 2) zur Informationspflicht und zum Recht auf Auskunft zu personenbezogenen 
Daten finden keine Anwendung; die Teilnehmerinnen und Teilnehmer sind über diese 
Beschränkungen zu informieren, 

 
d) geeignete Hygienekonzepte entsprechend den Empfehlungen des Robert Koch-Insti-

tuts zur Hygiene, Steuerung des Zutritts und der Vermeidung von Warteschlangen ge-
troffen und umgesetzt werden und  

 
e) Aushänge zu den erforderlichen Abstands- und Hygienemaßnahmen gut sichtbar an-

gebracht sind. 
 
   (2b) Zusammenkünfte, ausgenommen solche nach den Abs. 2 und 2a, und Veranstal-
tungen sind nur bei besonderem öffentlichen Interesse und mit Genehmigung der zustän-
digen Behörde zulässig, und wenn 
 
a) durch geeignete Maßnahmen, insbesondere durch Steuerung der Besucherzahlen, si-

chergestellt wird, dass der nach § 1 Abs. 1 gebotene Mindestabstand von 1,5 Metern 
eingehalten werden kann, sofern keine geeigneten Trennvorrichtungen vorhanden 
sind, 

 
b) (aufgehoben)2 
 
c)  (aufgehoben)2 
 

                                                
2  § 1 Abs. 2b Buchst. b und c mit Wirkung vom 2. November 2020 aufgehoben durch Art. 5 Nr.1 Buchst. c 

Doppelbuchst. bb der Einundzwanzigsten Verordnung zur Anpassung der Verordnungen zur Bekämpfung 
des Corona-Virus vom 29. Oktober 2020 (GVBl. S. 734) 
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d)  Name, Anschrift und Telefonnummer der Teilnehmerinnen und Teilnehmer aus-
schließlich zur Ermöglichung der Nachverfolgung von Infektionen von der Veranstalte-
rin oder dem Veranstalter erfasst werden; diese haben die Daten für die Dauer eines 
Monats ab Beginn der Veranstaltung geschützt vor Einsichtnahme durch Dritte für die 
zuständigen Behörden vorzuhalten und auf Anforderung an diese zu übermitteln sowie 
unverzüglich nach Ablauf der Frist sicher und datenschutzkonform zu löschen oder zu 
vernichten; die Bestimmungen der Art. 13, 15, 18 und 20 der Datenschutz-Grundver-
ordnung zur Informationspflicht und zum Recht auf Auskunft zu personenbezogenen 
Daten finden keine Anwendung; die Teilnehmerinnen und Teilnehmer sind über diese 
Beschränkungen zu informieren, 

 
e)  geeignete Hygienekonzepte entsprechend den Empfehlungen des Robert Koch-Insti-

tuts zur Hygiene, Steuerung des Zutritts und der Vermeidung von Warteschlangen ge-
troffen und umgesetzt werden und  

 
f)  Aushänge zu den erforderlichen Abstands- und Hygienemaßnahmen gut sichtbar an-

gebracht sind. 
 
   (3) Sitzungen und Verhandlungen an Gerichten sowie andere richterliche Amtshand-
lungen sollen unter Beachtung des Mindestabstandsgebots des § 1 Abs. 1 Satz 2 durch-
geführt werden; in Fällen, in denen zur Sicherstellung des Sitzungsbetriebs, der Amts-
handlung oder aus verfahrensrechtlichen Gründen eine Unterschreitung des Mindestab-
stands erforderlich ist, soll dem Risiko einer Infektion durch andere geeignete Schutz-
maßnahmen begegnet werden. 
 
   (4) In der eigenen Häuslichkeit sind Zusammenkünfte nur in einem engen privaten Kreis 
gestattet. Dabei wird die Einhaltung des Mindestabstandes von 1,5 Metern zwischen Per-
sonen unterschiedlicher Hausstände dringend empfohlen. 
 
   (5) Die Empfehlungen des Robert Koch-Instituts zur Hygiene sind bei jeglichen Zusam-
mentreffen zu beachten. In von Personen genutzten geschlossenen Räumen ist auf eine 
angemessene und regelmäßige Belüftung zu achten. 
 
   (6) An Haltestellen und auf Bahnsteigen, beim Ein- und Aussteigen sowie innerhalb der 
Fahrzeugen des öffentlichen Personennah- und -fernverkehrs, des Gelegenheitsverkehrs 
nach § 46 Abs. 2 des Personenbeförderungsgesetzes, des freigestellten Schülerver-
kehrs, in Bürgerbussen, in Passagierflugzeugen, auf Passagierschiffen und -fähren muss 
ein Mindestabstand von 1,5 Metern zwischen Personen nicht eingehalten werden. 
 
   (7) Für alle geeigneten Arbeitsabläufe und Dienstleistungen wird die Ermöglichung von 
Heimarbeit, insbesondere durch Einrichtung von Home-Office-Arbeitsplätzen und ande-
rer Formen mobilen Arbeitens, dringend empfohlen. 
 

§ 1a 
 

Mund-Nasen-Bedeckung 
 
   (1) Eine Mund-Nasen-Bedeckung ist zu tragen während des Aufenthaltes 
 
1. in den Publikumsbereichen aller öffentlich zugänglichen Gebäude, 
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2. in den Publikumsbereichen des Groß- und Einzelhandels einschließlich der Ladenstra-
ßen nach § 2 Abs. 4 der Hessischen Richtlinie über den Bau und Betrieb von Verkaufs-
stätten vom 5. Dezember 2016 (StAnz. 2016, 1696), der Wochen-, Spezial-, Floh- und 
Weihnachtsmärkte sowie vergleichbaren Verkaufsveranstaltungen, in und auf Direkt-
verkaufsstellen vom Hersteller oder Erzeuger, in Geschäften des Lebensmittelhand-
werks sowie von Poststellen, Banken, Sparkassen, Tankstellen, Wäschereien und 
ähnlichen Einrichtungen, 

 
3. in Publikumsbereichen von Betrieben mit körpernahen Dienstleistungen, insbesondere 

in Frisörbetrieben im Sinne der Nr. 38 des Anhang A der Handwerksordnung und in 
vergleichbaren Einrichtungen, 

 
4. in gastronomischen Einrichtungen bei der Abholung oder in Kantinen oder Mensen bis 

zur Einnahme eines Sitzplatzes, 
 
5. in Übernachtungsbetrieben in allen Bereichen mit Publikumsverkehr, 
 
6. in Fahrzeugen des öffentlichen Personennah- und fernverkehrs, des Gelegenheitsver-

kehrs nach § 46 Abs. 2 des Personenbeförderungsgesetzes, des freigestellten Schü-
lerverkehrs, in Bürgerbussen, in Passagierflugzeugen, auf Passagierschiffen und -fäh-
ren, 

 
7. auf Bahnsteigen, an Haltestellen und in Zugangs- und Stationsgebäuden der in Nr. 6 

genannten Verkehrsmittel, 
 
8. auf stark frequentierten Verkehrswegen, Plätzen und Flächen unter freiem Himmel, 

sofern dort eine durchgängige Einhaltung des Mindestabstandes von 1,5 Metern zu 
Personen anderer Hausstände nicht sichergestellt werden kann, insbesondere in Fuß-
gängerzonen und an Verkehrsknotenpunkten und 

 
9. in Fahrzeugen, wenn sich im Fahrzeug Personen befinden, die mehr als zwei Haus-

ständen angehören. 
 
Eine Mund-Nasen-Bedeckung ist ebenso zu tragen während der Teilnahme an Zusam-
menkünften nach § 1 Abs. 2a und Zusammenkünften und Veranstaltungen nach § 1 
Abs. 2b sowie bei der Wahrnehmung von Bildungsangeboten, die in geschlossenen Räu-
men stattfinden. Im Übrigen wird das Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung dringend 
empfohlen, wenn die Einhaltung des Mindestabstandes von 1,5 Metern zu Personen an-
derer Hausstände nicht sichergestellt werden kann. § 176 des Gerichtsverfassungsge-
setzes bleibt unberührt. 
 
   (2) Eine Mund-Nasen-Bedeckung im Sinne des Abs. 1 ist jede vollständige, an der Ge-
sichtshaut anliegende Bedeckung von Mund und Nase, die aufgrund ihrer Beschaffenheit 
unabhängig von einer Kennzeichnung oder zertifizierten Schutzkategorie geeignet ist, 
eine Ausbreitung von übertragungsfähigen Tröpfchenpartikeln oder Aerosolen durch 
Husten, Niesen oder Aussprache deutlich zu verringern. 
 
   (3) Die Verpflichtung nach Abs. 1 Satz 1 und 2 besteht nicht für 
 
1. Kinder unter 6 Jahren, 
 
2. Personen, die aufgrund einer gesundheitlichen Beeinträchtigung oder Behinderung 

keine Mund-Nasen-Bedeckung tragen können, 
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3. Personal von Einrichtungen und Unternehmen nach Abs. 1 Satz 1, soweit kein Kontakt 

zu anderen Personen besteht oder anderweitige und mindestens gleichwertige 
Schutzmaßnahmen, insbesondere Trennvorrichtungen, getroffen werden und 

 
4. Kundinnen und Kunden in Betrieben und Einrichtungen nach Abs. 1 Satz 1 Nr. 3, so-

weit und solange die Inanspruchnahme der Dienstleistung nur ohne Mund-Nasen-Be-
deckung erfolgen kann. 

 
§ 2 

 
Schließung und Betrieb von Einrichtungen, Sportbetrieb 

 
   (1) Der Betrieb folgender Einrichtungen und folgende Angebote sind für den Publikums-
verkehr untersagt: 
 
1. Tanzveranstaltungen, 
 
2. Prostitutionsstätten im Sinne des Prostituiertenschutzgesetzes vom 21. Oktober 2016 

(BGBl. I S. 2372), geändert durch Gesetz vom 20. November 2019 (BGBl. I S. 1626), 
Bordelle, Prostitutionsveranstaltungen im Sinne des Prostituiertenschutzgesetzes und 
ähnliche Einrichtungen, 

 
3. Großveranstaltungen, bei denen die Einhaltung der Hygiene- und Abstandsregeln ty-

pischerweise nicht sichergestellt werden kann. 
 
   (1a) Bis zum Ablauf des 30. November 2020 sind der Betrieb von Einrichtungen und 
Angebote, welche schwerpunktmäßig der Unterhaltung oder Freizeitgestaltung dienen, 
für den Publikumsverkehr untersagt, insbesondere: 
 
1. Tanzlokale, Diskotheken, Clubs und ähnliche Einrichtungen, 
 
2. Schwimmbäder, Thermalbäder, Saunen und ähnliche Einrichtungen, 
 
3. Tierparks und Zoos, 
 
4. Freizeitparks und Anbieter von Freizeitaktivitäten (drinnen und draußen), 
 
5. Fitnessstudios und ähnliche Einrichtungen, 
 
6. Messen, 
 
7. Spielbanken, Spielhallen, Wettannahmestellen und ähnliche Einrichtungen, 
 
8. Museen und Schlösser und 
 
9. Theater, Opern, Konzerthäuser, Kinos und ähnliche Einrichtungen. 
 
 
   (2) Bis zum Ablauf des 30. November 2020 ist der Freizeit- und Amateursport auf und 
in allen öffentlichen und privaten Sportanlagen nur alleine, zu zweit oder mit dem eigenen 
Hausstand gestattet. Der Trainings- und Wettkampfbetrieb des Spitzen- und Profisports 
sowie der Schulsport sind nur gestattet, sofern diesen ein umfassendes Hygienekonzept 
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zugrunde liegt und die Empfehlungen des Robert Koch-Instituts zur Hygiene beachtet 
werden. Der Sportbetrieb ist ferner gestattet zur Vorbereitung auf und die Abnahme von 
Einstellungstest, Leistungsfeststellungen sowie anderen Prüfungen in Ausbildungen und 
Studiengängen, bei denen Sport wesentlicher Bestandteil ist. Zuschauer sind nicht ge-
stattet. 
 
   (2a) (aufgehoben)3 
 
   2b) (aufgehoben)3 

 
   (3) (aufgehoben)3 
 
   (4) (aufgehoben)3 
 
   (4a) (aufgehoben)3 
 
   (5) Die Öffnung von Gedenkstätten hat unter Beachtung der Empfehlungen des Robert 
Koch-Instituts zur Hygiene, der Steuerung des Zutritts und der Vermeidung von Warte-
schlangen zu erfolgen. Veranstaltungen, Führungen und ähnliche Angebote sind nach 
Maßgabe des § 1 Abs. 2b zulässig. 
 
   (6) (aufgehoben)4 
 

§ 3 
 

Verkaufsstätten und ähnliche Einrichtungen 
 
   Der Betrieb von Einrichtungen des Groß- und Einzelhandels, einschließlich der Wo-
chenmärkte und Spezialmärkte, beispielsweise Floh- und Weihnachtsmärkte, sowie ver-
gleichbare Verkaufsveranstaltungen und Direktverkäufe vom Hersteller oder Erzeuger 
und der Geschäfte des Lebensmittelhandwerks, sowie von Poststellen, Banken, Spar-
kassen, Tankstellen, Wäschereien und ähnlichen Einrichtungen hat unter Beachtung der 
Empfehlungen des Robert Koch-Instituts zur Hygiene, der Steuerung des Zutritts und der 
Vermeidung von Warteschlangen zu erfolgen. Im Publikumsbereich ist sicherzustellen, 
dass 
 
1. aufgrund geeigneter Maßnahmen, insbesondere durch Steuerung der Besucherzah-

len, der nach § 1 Abs. 1 gebotene Mindestabstand von 1,5 Metern eingehalten werden 
kann, sofern keine geeigneten Trennvorrichtungen vorhanden sind, 

 
2. Aushänge zu den erforderlichen Abstands- und Hygienemaßnahmen gut sichtbar an-

gebracht werden und 
 
3. maximal eine Person je angefangener Verkaufsfläche von 10 Quadratmetern einge-

lassen wird. 
 

                                                
3 § 2 Abs. 2a bis 4 a mit Wirkung vom 2. November 2020 aufgehoben durch Art. 5 Nr. 3 Buchst. c der 

Einundzwanzigsten Verordnung zur Anpassung der Verordnungen zur Bekämpfung des Corona-Virus 
vom 29. Oktober 2020 (GVBl. S. 734 

4 § 2 Abs. 6 mit Wirkung vom 2. November 2020 aufgehoben durch Art. 5 Nr. 3 Buchst. c der Einundzwan-
zigsten Verordnung zur Anpassung der Verordnungen zur Bekämpfung des Corona-Virus vom 29. Okto-
ber 2020 (GVBl. S. 734 
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Der Verzehr von Speisen und Getränken auf einem Wochen- oder Spezialmarkt oder 
einer ähnlichen Verkaufsveranstaltung darf nur am Rand des Marktes außerhalb üblicher 
Verkehrswege oder in einem dafür ausgewiesenen und abgegrenzten Verzehrbereich 
des Marktes erfolgen; § 1a Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 gilt für den Zeitraum des Verzehrs nicht. 
In den Verzehrbereichen der Märkte mit erheblichem gastronomischen Angebot, insbe-
sondere der Weihnachtsmärkte, gilt § 4 Abs. 1 Satz 2 entsprechend. 
 
   (2) (aufgehoben)5 
 

§ 4  
 

Gaststätten, Übernachtungsbetriebe, 
Bars, Schankwirtschaften, Kneipen und ähnliche Einrichtungen 

 
   (1) Gaststätten im Sinne des Hessischen Gaststättengesetzes vom 28. März 2012 
(GVBl. S. 50), zuletzt geändert durch Gesetz vom 15. Dezember 2016 (GVBl. S. 294), 
Mensen, Hotels, Kantinen, Eisdielen, Eiscafés und andere Gewerbe, dürfen Speisen und 
Getränke bis zum Ablauf des 30. November 2020 nur zur Abholung oder Lieferung an-
bieten. Eine Abholung von Speisen und Getränken darf nur erfolgen, wenn 
 
1. sichergestellt ist, dass die Speisen und Getränke ohne Wartezeit zur Verfügung stehen 

oder die Warteplätze so gestaltet sind, dass ein Abstand von mindestens 1,5 Metern 
zwischen den Abholerinnen und Abholern gewährleistet ist, 

 
2. geeignete Hygienemaßnahmen getroffen und überwacht werden sowie 
 
3. Aushänge zu den erforderlichen Abstands- und Hygienemaßnahmen erfolgen. 
 
   (2) Abweichend von Abs. 1 Satz 1 können Kantinen für Betriebsangehörige und 
Mensen Speisen und Getränke auch zum Verzehr vor Ort anbieten, wenn sichergestellt 
ist, dass insbesondere durch die Abstände der Tische der nach § 1 Abs. 1 Satz 2 
gebotene Mindestabstand von 1,5 Metern eingehalten werden kann, sofern keine 
geeigneten Trennvorrichtungen vorhanden sind, und an einem Tisch nur Personen 
sitzen, denen der gemeinsame Aufenthalt im öffentlichen Raum nach § 1 Abs. 1 Satz 1 
gestattet ist. 
 
   (3) Übernachtungsangebote sind nur zu notwendigen Zwecken erlaubt. Übernach-
tungsangebote zu touristischen Zwecken sind nicht erlaubt. 
 
   (4) Bars, Schankwirtschaften, Kneipen und ähnliche Einrichtungen, deren Schwerpunkt 
nicht im Anbieten von Speisen liegt, sind bis einschließlich 30. November 2020 zu 
schließen. 
 
  

                                                
5 § 3 Abs. 2 mit Wirkung vom 2. November 2020 aufgehoben durch Art. 5 Nr. 4 Buchst. b der Einundzwan-

zigsten Verordnung zur Anpassung der Verordnungen zur Bekämpfung des Corona-Virus vom 29. Okto-
ber 2020 (GVBl. S. 734) 
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§ 5 
 

Bildungsangebote, Ausbildung 
 
   (1) Bei Bildungsangeboten außerhalb von Einrichtungen nach § 33 Nr. 3 des Infekti-
onsschutzgesetzes, beispielsweise in Volkshochschulen oder nicht staatlich anerkannten 
Ersatzschulen sind die Empfehlungen des Robert Koch-Instituts zur Hygiene wo immer 
möglich zu beachten. § 1 Abs. 1 Satz 2 findet keine Anwendung. 
 
   (2) Bei Ausbildungsangeboten, beispielsweise der Referendarausbildung, Lehrgängen 
der betrieblichen Berufsbildungseinrichtungen, der Ausbildung von Beamtinnen und Be-
amten und Tarifbeschäftigten im öffentlichen Dienst, der Ausbildung zum Erwerb einer 
Fahrerlaubnis, gilt Abs. 1 entsprechend.  
 

§ 5a 
 

Hochschulen und Berufs- und Musikakademien 
 
   (1) In Hochschulen und Berufs- und Musikakademien findet § 1 Abs. 1 Satz 2 keine 
Anwendung in 
 
1. Praxisveranstaltungen, solange eine Mund-Nasen-Bedeckung getragen wird, sowie 
 
2. Lehrveranstaltungen von dauerhaft fester Zusammensetzung mit bis zu 30 Studieren-

den, die nicht weiteren Gruppen mit anderer Zusammensetzung angehören. 
 
   (2) Für die Teilnahme an Präsenzveranstaltungen im Studienbetrieb, insbesondere bei 
Lehr-, Prüfungs- und Zulassungsveranstaltungen, sowie die Nutzung von Übungs-, PC-, 
Lern- und Arbeitsräumen, Arbeitsplätze in Bibliotheken, die den Studierenden außerhalb 
von Lehrveranstaltungen für Zwecke des Studiums zur Verfügung stehen gilt § 1 Abs. 2b 
Buchst. d entsprechend; bei Veranstaltungsreihen erfolgt die Erfassung für jeden Termin. 
Die nach Satz 1 notwendige Identifikation kann auch in digitaler Form erfolgen. 
 
   (3) Für wissenschaftliche Tagungen und Kongresse gilt § 1 Abs. 2b entsprechend. 
 

§ 6 
 

Dienstleistungen 
 
   (1) Die Erbringung von Dienst- und Beratungsleistungen einschließlich Handwerkstät-
igkeiten soll möglichst ohne unmittelbaren persönlichen körperlichen Kontakt erfolgen. 
Die Empfehlungen des Robert Koch-Instituts zur Hygiene, insbesondere zu Kontakten 
und Einhaltung des Sicherheitsabstandes, sind einzuhalten. 
 
   (2) Dienstleistungsbetriebe im Bereich der Körperpflege wie Kosmetikstudios, Massa-
gepraxen, Nagelstudios, Tattoo-Studios und ähnliche Betriebe sind bis zum Ablauf des 
30. November 2020 geschlossen. Hiervon nicht erfasst sind Frisörbetriebe und medizi-
nisch notwendige Behandlungen wie Physio-, Ergo- und Logotherapien, Podologie und 
medizinische Fußpflege. 
 
   (3) Die Betreiber von Betrieben und Einrichtungen nach Abs. 2 Satz 2 haben sicherzu-
stellen, dass Name, Anschrift und Telefonnummer der Kundinnen und Kunden aus-
schließlich zur Ermöglichung der Kontaktnachverfolgung von Infektionen erfasst werden; 
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sie haben die Daten für die Dauer eines Monats ab Beginn des Besuchs geschützt vor 
Einsichtnahme durch Dritte für die zuständigen Behörden vorzuhalten und auf Anforde-
rung an diese zu übermitteln sowie unverzüglich nach Ablauf der Frist sicher und daten-
schutzkonform zu löschen oder zu vernichten; die Bestimmungen der Art. 13, 15, 18 und 
20 der Datenschutz-Grundverordnung finden keine Anwendung; die Kundinnen und Kun-
den sind über diese Beschränkung zu informieren. 
 

§ 7 
 

Vollzug 
 
   Für den Vollzug dieser Verordnung sind abweichend von § 5 Abs. 1 des Hessischen 
Gesetzes über den öffentlichen Gesundheitsdienst vom 28. September 2007 (GVBl. I 
S. 659), zuletzt geändert durch Gesetz vom 3. Mai 2018 (GVBl. S. 82), neben den Ge-
sundheitsämtern die örtlichen Ordnungsbehörden zuständig, wenn die Gesundheitsäm-
ter nicht rechtzeitig erreicht oder tätig werden können, um eine bestehende Gefahrensi-
tuation abwenden zu können. 
 

§ 8 
 

Ordnungswidrigkeiten 
 
   Ordnungswidrig im Sinne des § 73 Abs. 1a Nr. 24 des Infektionsschutzgesetzes han-
delt, wer vorsätzlich oder fahrlässig entgegen 
 
1. § 1 Abs. 1 Satz 1, sich in der Öffentlichkeit zusammen mit Personen, die nicht nur 

dem eigenen oder einem weiteren Hausstand angehören, oder mit mehr als 10 Per-
sonen aufhält, 

 
2.  § 1 Abs. 1 Satz 3 untersagte Verhaltensweisen begeht, 
 
3. § 1 Abs. 1 Satz 4 Alkohol im öffentlichen Raum in der Zeit von 23 bis 6 Uhr konsu-

miert, 
 
4. § 1 Abs. 2b 
 
 a) Zusammenkünfte oder Veranstaltungen ohne Genehmigung der zuständigen Be-

hörde durchführt, 
 
 b) die Einhaltung der Abstands- und Hygieneregeln nicht sicherstellt oder 
 
 c) keine Daten der Teilnehmerinnen und Teilnehmer erfasst, 
 
5. § 1a Abs. 1 Satz 1 oder 2 keine Mund-Nasen-Bedeckung trägt, 
 
6. § 2 Abs. 1 oder Abs. 1a eine der dort genannten Einrichtungen betreibt oder eines 

der dort genannten Angebote erbringt, 
 
7. den Vorgaben des § 2 Abs. 2 Sportbetrieb veranstaltet, 
 
8. den Vorgaben des § 3 Abs. 1 Satz 1 die Einhaltung der Abstands- und Hygieneregeln 

nicht sicherstellt oder mehr als die zulässige Anzahl von Personen einlässt, 
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9. § 4 Abs. 1 Satz 1 Speisen oder Getränke nicht ausschließlich zur Lieferung oder 
Abholung oder entgegen den Vorgaben des § 4 Abs. 1 Satz 2 anbietet, 

 
10. § 4 Abs. 3 Übernachtungen zu nicht notwendigen oder touristischen Zwecken anbie-

tet, 
 
11. § 4 Abs. 4 Bars, Schankwirtschaften, Kneipen und ähnliche Einrichtungen öffnet, 
 
12. a) § 6 Abs. 2 Satz 1 Dienstleistungsbetriebe im Bereich der Körperpflege öffnet, 
 
 b) § 6 Abs. 3 keine Daten erfasst. 
 

§ 9 
 

Befugnisse der örtlichen Behörden 
 
   Die örtlich zuständigen Behörden bleiben befugt unter Beachtung des „Präventions- 
und Eskalationskonzepts zur Eindämmung der weiteren Ausbreitung von SARS-CoV-2 
in Hessen“ (Präventions- und Eskalationskonzept SARS-CoV-2), auch über diese Ver-
ordnung hinausgehende Maßnahmen anzuordnen. Das Präventions- und Eskalations-
konzept SARS-CoV-2 ist auf der Homepage des Hessischen Ministeriums für Soziales 
und Integration veröffentlicht. 
 

§ 10 
 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 
 
   Diese Verordnung tritt am 9. Mai 2020 in Kraft. Sie tritt mit Ablauf des 31. Januar 2021 
außer Kraft. 
 
 

Wiesbaden, den 7. Mai 2020 
 
 

Hessische Landesregierung 
 
 
Der Ministerpräsident Der Minister 
 für Soziales und Integration 
 
 
 
          Bouffier            Klose 
 
 Der Minister 
 des Innern und für Sport 
 
 
 
           Beuth 


